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Zum Jahresbeginn legt der Deutsche Anwaltverein (DAV) in einem Eckpunktepapier die rechtspolitischen Forderungen zur

Bundestagswahl und für die nächste Legislaturperiode vor (vgl. DAV, PM Nr. 01/25 vom 9.1.2025). Diese betreffen die Sicherung

der elementaren rechtsstaatlichen Rolle der Anwaltschaft, wie die Gewährleistung des Zugangs zum Recht, den Berufsgeheim-

nisträgerschutz, das anwaltliche Berufsrecht und die Vergütung. Auch setze sich der DAV weiter für die Wahrung der Bürger-

und Freiheitsrechte ein. „Der Erhalt des Rechtsstaats ist in politisch unruhigen Zeiten wie diesen von elementarer Bedeutung“,

erklärt RAin Dr. h.c. Edith Kindermann, Präsidentin des DAV. Für das Vertrauen der Bürger in die Justiz sei der Zugang zum Recht

essenziell. „Ohne Anwaltschaft wäre dieser Zugang nicht gesichert. Anwältinnen und Anwälte sind die erste Anlaufstelle bei

Rechtsfragen aller Art“, so die DAV-Präsidentin. Deshalb stelle der DAV rechtspolitische Forderungen zur Bundestagswahl auf,

die auch eine Richtschnur für die künftige Rechtspolitik sein sollten. Damit die Anwaltschaft ihre Aufgabe als Schnittstelle

zwischen Bürgern, Unternehmen und anderen Ratsuchenden zum Recht weiter erfüllen kann, fordert der DAV auch eine zuver-

lässige und regelmäßige Anpassung der Rechtsanwaltsvergütung mindestens einmal pro Legislaturperiode. Weiter bedürfe es

zur Sicherung der anwaltlichen Berufsausübung des umfassenden Schutzes des Berufsgeheimnisses der Anwaltschaft. Notwen-

dig sei auch eine regelmäßige Überprüfung, ob das anwaltliche Berufsrecht noch den Anforderungen eines modernen anwalt-

lichen Berufsbildes entspricht. So fordert der DAV, die Regelungen der Sozietätserstreckung bei Sozietätswechslern anzupas-

sen. Die jetzigen Regelungen stellen schwere Eingriffe in die Berufsfreiheit von Rechtsanwälten und Berufsausübungsgesell-

schaften dar. Ebenfalls sieht der DAV Handlungsbedarf bei der Modernisierung der Justiz. Schließlich gebe es weiterhin wichti-

ge Aufgaben innerhalb der Rechtsstaatlichkeit. Bei allen Überlegungen in der Rechtspolitik sei es unverzichtbar, dass der

anwaltliche Berufsstand bei der Planung von rechtsstaatlichen Vorhaben und Projekten rechtzeitig einbezogen werde, um den

Blickwinkel der Praxis zu berücksichtigen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: DSGVO und Schienentransport – Ge-

schlechtsidentität des Kunden keine für Er-

werbeinesFahrscheinserforderlicheAngabe

1. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b und f in

Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 Buchst. c der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 27. April 2016 zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-

tung personenbezogener Daten, zum freien Da-

tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/

46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) ist dahin

auszulegen, dass

– dieVerarbeitungpersonenbezogenerDatenhin-

sichtlichderAnredederKundeneinesTransport-

unternehmens, die darauf abzielt, die geschäftli-

cheKommunikationaufgrund ihrerGeschlechts-

identität zu personalisieren, weder objektiv

unerlässlichnochwesentlichfürdieordnungsge-

mäße Erfüllung eines Vertrags erscheint und da-

her nicht als für die Erfüllung dieses Vertrags er-

forderlichangesehenwerdenkann;

– die Verarbeitung personenbezogener Daten

hinsichtlich der Anrede der Kunden eines

Transportunternehmens, die darauf abzielt,

die geschäftliche Kommunikation aufgrund

ihrer Geschlechtsidentität zu personalisieren,

nicht als zur Wahrung der berechtigten Inte-

ressen des Verantwortlichen dieser Verarbei-

tung oder eines Dritten erforderlich angese-

hen werden kann, wenn
* diesen Kunden bei der Erhebung dieser Da-

ten nicht das verfolgte berechtigte Interesse

mitgeteilt wurde; oder
* diese Verarbeitung nicht innerhalb der

Grenzen dessen erfolgt, was zur Verwirkli-

chung dieses berechtigten Interesses unbe-

dingt notwendig ist; oder
* in Anbetracht aller relevanten Umstände

die Grundrechte und Grundfreiheiten dieser

Kunden gegenüber diesem berechtigten In-

teresse überwiegen können, insbesondere

wegen der Gefahr einer Diskriminierung

aufgrund der Geschlechtsidentität.

2. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f der Verord-

nung 2016/679 ist dahin auszulegen, dass bei

der Beurteilung der Erforderlichkeit einer Verar-

beitung personenbezogener Daten im Sinne

dieser Bestimmung nicht zu berücksichtigen ist,

dass die betroffene Person möglicherweise nach

Art. 21 DSGVO ein Widerspruchsrecht hat.

EuGH, Urteil vom 9.1.2025 – C-394/23
(Tenor)
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EuG: Ersatz für Besucher einer von der

Kommission betriebenen Website des durch

Übermittlung personenbezogener Daten an

die USA entstandenen Schadens

Mit dem auf der Website von „EU Login“ ange-

zeigten Hyperlink „Sign in with Facebook“ hat

die Kommission die Voraussetzungen dafür ge-

schaffen, dass die IP-Adresse des Betroffenen an

das amerikanische Unternehmen Meta Plat-

forms, Inc. übermittelt wurde.

Ein in Deutschland lebender Bürger wirft der

Kommission vor, sein Recht auf Schutz seiner

personenbezogenen Daten verletzt zu haben,

als er 2021 und 2022 die von der Kommission

betriebene Website der Konferenz zur Zukunft

Europas (https://futureu.europa.eu) besucht ha-

be. Er hatte sich über diese Website zu der Ver-

anstaltung „GoGreen“ angemeldet und hierzu

den Authentifizierungsdienst „EU Login“ der

Kommission verwendet, bei dem er sich für die

Anmeldeoption „Mit Facebook anmelden“ ent-

schieden hatte.

Das Gericht weist den Antrag auf Nichtigerklä-

rung als unzulässig ab und stellt fest, dass der

Rechtsstreit, was den Antrag auf Feststellung

der Untätigkeit angeht, in der Hauptsache erle-

digt ist. Es weist auch den auf die Verletzung des

Auskunftsrechts gestützten Schadensersatzan-

trag zurück, weil der behauptete immaterielle

Schaden nicht vorliegt.

Den auf die streitigen Datenübermittlungen ge-

stützten Schadensersatzantrag weist das Gericht

zurück, soweit es um die Datenübermittlungen

über „Amazon CloudFront“ geht.

Das Gericht stellt insoweit fest, dass bei einer

der streitigen Verbindungen die Daten nicht an

die Vereinigten Staaten, sondern nach dem Prin-

zip der Proximität an einen Server in München

übermittelt worden sind. Nach dem Vertrag, den

die Kommission mit dem Betreiber von „Amazon

CloudFront“, der luxemburgischen Gesellschaft

Amazon Web Services EMEA SARL, geschlossen

hat, musste Letztere gewährleisten, dass die Da-

ten im Ruhezustand und bei der Übermittlung

in Europa bleiben.

Bei einer anderen Verbindung ist die Weiterlei-

tung an Server in den Vereinigten Staaten, die

durch den Routing-Mechanismus von „Amazon

CloudFront“ erfolgte, auf das Verhalten des Be-

troffenen selbst zurückzuführen. Dieser gab sich

nämlich mit Hilfe einer technischen Einstellung

für jemanden aus, der sich in den Vereinigten

Staaten befand.
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